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Nach der langen Regierungskrise im Umfeld der Europawahlen vom Juni 1989
gelangen Italien einige wichtige Schritte zur Stärkung der Beziehungen zur
Europäischen Gemeinschaft: der Eintritt der Lira in die 'enge Bandbreite' des
EWS, die Liberalisierung des Kapitalverkehrs und die Vorbereitung des ersten
'Gemeinschaftsgesetzes' zur Umsetzung von etwa hundert nicht angewandten
EG-Richtlinien. Ebenso wurde der 'neue Kurs' der Außenpolitik mit Initiativen,
die nicht nur den Mittelmeerraum, sondern auch Zentraleuropa betrafen, fortge-
setzt. Trotz einiger Punkte, die nach wie vor eine wirksamere Beteiligung und
Behauptung Italiens in der Gemeinschaft verhindern - etwa die Staatsverschul-
dung und die ineffiziente öffentliche Verwaltung -, haben das Binnenmarkt-
Projekt und die bevorstehende Präsidentschaft einen konstanten und heilsamen
Einfluß auf das Verhalten der wichtigsten politischen und wirtschaftlichen Akteu-
re entfaltet.

Die 6. Regierung Andreotti

Nach dem von Craxi auf dem Parteitag am 19.5.1989 angekündigten Rückzug
der Sozialisten (PSI) aus der Regierung nahm Ministerpräsident De Mita die
Demissionen entgegen und eröffnete damit eine der längsten Regierungskrisen
in der Geschichte der Republik (64 Tage). Ihren Ursprung hatte die Krise
hauptsächlich in der geschwächten Stellung De Mitas in der eigenen Partei1 und
in der Verschlechterung der Beziehungen zwischen DC und PSI sowie zwischen
PSI und den laizistischen Parteien (PRI, PLI) im Hinblick auf die Wahlen im
Juni. Vor einer Lösung war das Wahlergebnis - das im wesentlichen DC, PCI
und PSI im Kräfteverhältnis bestätigte und die laizistischen Parteien sowie die
Sozialdemokraten 'bestrafte'2 - abzuwarten. Wie bereits mehrmals nahm Italien
mit einer zurückgetretenen Regierung am Europäischen Rat in Madrid und am
Gipfel der Sieben in Paris teil. Bei letzterem wurden den Partnern gleich zwei
Ministerpräsidenten präsentiert, was einige Verwirrung auslöste: einen demissio-
nierten De Mita und einen mit der Regierungsbildung beauftragten Andreotti,
der gleichzeitig Außenminister war. Gestärkt durch die klare Unterstützung des
neuen christdemokratischen Parteichefs Forlani und das Wohlwollen Craxis,
konnte Andreotti in kurzer Zeit das Einverständnis zwischen den fünf Parteien
wiederherstellen und eine neue Regierung bilden, der die Abgeordnetenkammer
am 31.7.1989 das Vertrauen aussprach.
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Das Programm der 6. Regierung Andreotti war größtenteils auf die mit 1992
verknüpften Themen konzentriert und brachte wenig Neues. Bekräftigt wurden
die Anstrengungen bei den öffentlichen Finanzen, der Modernisierung der
Institutionen und der öffentlichen Verwaltung. Im Hinblick auf die Vollendung
des Binnenmarktes bemühte sich die Regierung, zwei wichtige institutionelle
Neuerungen einzuführen: Eine Kabinettssitzung pro Monat soll ausschließlich
europäischen Fragen gewidmet sein, mit einer vom Minister für die Koordinie-
rung der Gemeinschaftspolitiken aufgestellten Tagesordnung; bei der Abgeordne-
tenkammer soll ein ständiges Organ zur Untersuchung der gleichen Thematik
gebildet werden3. Innerhalb der generellen Linie italienischer Europapolitik
formulierte Andreotti die Ziele seiner Regierung wie folgt: Demokratie, Gemein-
schaftlichkeit, Markt, technologische Erneuerung. Damit bekräftigte er das
besondere Interesse Italiens an der politisch-institutionellen Stärkung und am
sozialen Zusammenhalt der Gemeinschaft als unerläßliche Bedingungen der
Integration und des Fortschritts im wirtschaftlichen und monetären Bereich.
Diese Schwerpunktsetzung kann sowohl als programmatische Festlegung der
neuen wie alten Regierung als auch als Reflex auf ein präzises Volksmandat
gesehen werden: Zusammen mit den Europawahlen am 18.6.1989 fand ein
Referendum über die 'Weiterentwicklung der Europäischen Gemeinschaft zu
einer wirklichen Europäischen Union mit einer dem Parlament verantwortlichen
Regierung' statt. Dieser Initiative der Europäischen Föderalistischen Bewegung
schlössen sich alle parlamentarischen Gruppierungen Italiens an4. Fast neun von
zehn Wählern äußerten sich zustimmend (88,1% gegenüber 11,9%) und gaben
so den italienischen Europaabgeordneten, aber auch den nationalen Politikern
den Auftrag, die Europäische Union aktiv anzustreben.

Die italienische Politik im Mittelmeerraum und in Zentraleuropa

Das Bemühen um eine aktivere Beteiligung Italiens in der internationalen Politik
war in den 80er Jahren immer deutlicher geworden. Die neue Regierung hatte
hier, auch aufgrund der großen Erfahrung Andreottis und der lebhaften Persön-
lichkeit des neuen Außenministers De Michelis sofort eine bemerkenswerte
Dynamik entfaltet. Die feste Verankerung in der EG fand ihre Fortsetzung,
indem sich die Aktivitäten mehr als einmal auf die Stärkung der EPZ-Mechanis-
men richteten. Hiermit verband sich ein weiteres Potential für neue Initiativen
und Vorschläge - zusätzlich zur traditionellen und bewährten 'reaktiven Vermitt-
lung', die die italienische Außenpolitik nach dem Krieg kennzeichnet5.

Wie in den vergangenen Jahren wurde dies zuerst im Mittelmeerraum erprobt.
Im Frühjahr 1989 wurde dem römischen PLO-Büro auf Vorschlag des Parla-
ments der Status einer allgemeinen Delegation zuerkannt. Mit der Erneuerung
der Erklärung von Venedig 1980 wurde offiziell eine direkte Beteiligung - und
nicht nur eine Art Assoziierung - der PLO an den Verhandlungen zur Lösung
des Palästinenserproblems befürwortet. In den folgenden Monaten unternahm die
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Regierung zahlreiche Vermittlungsversuche gegenüber der israelischen Regierung
und der PLO-Führung. In den Herbstmonaten wurden die Beziehungen mit dem
südlichen Mittelmeerrand intensiviert, besonders mit Algerien, wo Programme zur
wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit auch im Hinblick auf die alge-
rische Präsidentschaft in der Maghreb-Union, die mit dem italienischen Vorsitz
in der Gemeinschaft zusammenfallen wird, auf den Weg gebracht wurden. Für
den Herbst 1990 ist eine gemeinsame Initiative vorgesehen. Weniger erfolgreich
verliefen im gleichen Zeitraum die Beziehungen zu Libyen, die nach dem unge-
klärten Tod eines italienischen Arbeiters bei Tripolis im Oktober und drohender
Erklärungen Gaddafis im italienischen Fernsehen zunehmend gespannt waren.
Bei den wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen zum südlichen Mittelmeer
sind zwei wichtige Initiativen zu verzeichnen: das Gesetzeswerk zur Einwande-
rung nach Italien, das mit einem flexiblen Ansatz den nationalen und gemein-
schaftlichen Interessen Rechnung tragen soll, ohne die Türen für Arbeiter aus
der Nicht-EG ganz zuzuschlagen6; und die Vorbereitung eines Vorschlags, der
die Erhöhung der Hilfsquoten der reichen Länder auf 1% des BIP vorsieht:
0,25% sollen den armen Ländern des Mittelmeers, 0,25% den osteuropäischen
Staaten und 0,5% den verbleibenden Entwicklungsländern zugute kommen7. Be-
sondere Aufmerksamkeit wurde schließlich Jugoslawien geschenkt - als Scharnier
zwischen Nord und Süd sowie West und Ost zumindest bis 1989 von großer
Bedeutung. Italien machte sich nicht nur zum dauerhaften Fürsprecher Jugos-
lawiens bei den bedeutsamen multilateralen Foren (EG, Gruppe der 7, IWF),
sondern hat im September 1989 auch die bilaterale Zusammenarbeit mit einem
wirtschaftlichen und politischen Programm wesentlich intensiviert8.

Die bedeutsamste und sichtbarste Neuerung italienischer Außenpolitik 1989
bildete jedoch ohne Zweifel die sogenannte 'Vierer-Initiative': der Anstoß zu
einem Programm multilateraler wirtschaftlicher Zusammenarbeit zwischen Italien,
Österreich, Jugoslawien und Ungarn. Das erste Regierungstreffen in Budapest
am 11. und 12. November legte fünf vorrangige Aktionsbereiche fest: Transport,
Umwelt, Kommunikation, kleine und mittlere Unternehmen und Energie. Ent-
sprechende Studiengruppen sollen bis zum zweiten Gipfel der Regierungschefs
im August 1990 spezifische Vorschläge erarbeiten. Das konkrete Ziel der italieni-
schen Initiative war vor allem die Förderung einer festeren Verbindung zwischen
vier geo-ökonomischen Systemen, die sich weitgehend, wenn nicht ausschließlich
längs der Achse Donau-Adria ausrichten. Die Achse stellte in der Tat für Jahr-
hunderte eine Zone vergleichsweise autonomen und homogenen Austausche
inmitten der europäischen Wirtschaft dar, bis der 'Eiserne Vorhang' diese Zone
durchschnitt9. Durch die Ereignisse des Herbstes 1989 ist ein noch ehrgeizigeres
politisches und kulturelles Ziel hinzugekommen: die wirksame Ankoppelung von
Regionen und Gesellschaften im Übergang an das westeuropäische System, unter
italienischer Ägide. Der italienische Ehrgeiz, die delikate Aufgabe einer block-
übergreifenden Verbindung anzugehen, wurde den Partnern wie eine Kandidatur
zum Sprecher der ganzen Gemeinschaft präsentiert und stellt ohne Zweifel eine
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verantwortungsvolle Reaktion auf die neuen drängenden Impulse des internatio-
nalen und besonders des regionalen Subsystems, dem Italien angehört, dar.
Dennoch steht hinter der Initiative auch der Wunsch, als Gegengewicht zur
Dominanz vor allem des vereinten Deutschlands im gesamten Zentraleuropa zu
fungieren. Damit würden aber potentiell die italienischen und allgemein die
südeuropäischen Interessen in diesem vielversprechenden Raum gefährdet. Über
die Opportunität eines solchen Ehrgeizes allgemein, vor allem aber über die
angemessenen Formen und Instrumente zur Erreichung der gesteckten Ziele,
kam eine Debatte der politischen Kräfte in Gang, die sich im Hinblick auf die
weiteren Treffen und die ersten konkreten Schritte der Initiative10 verschärfte.

Die deutsche Frage

Die Schnelligkeit und Dringlichkeit, mit der das Problem der deutschen Vereini-
gung auf die gemeinschaftliche und internationale Tagesordnung kam, hat eine
anfänglich wenig verhüllte Uneinigkeit in der italienischen Regierung bewirkt,
auch im Hinblick auf die neuen Interessen der 'Vier': Die ersten öffentlichen
Reaktionen Andreottis, De Michelis' und selbst Cossigas zum Kohl-Plan mahnten
Umsicht und Geduld an, betonten die Notwendigkeit, den Rahmen von Helsinki
nicht zur Diskussion zu stellen und keine Interessen Dritter zu verletzen. Beson-
ders vorsichtig und ernst war die Position des Ministerpräsidenten, der anläßlich
des Gorbatschow-Besuchs in Italien Ende November einige von ihm schon in der
Vergangenheit öffentlich formulierte Thesen bekräftigte: Die in Helsinki 1975
anerkannten Grenzen seien jetzt definitiv und nicht mehr antastbar. Die Existenz
einer deutschen Nation in zwei Staaten sei eine nicht zu bestreitende Realität.
Demnach stelle sich die Frage der Einheit nicht in naher Zukunft11. Die ziemlich
rigide Position Andreottis mußte natürlich Kritik von deutscher Seite und bei
anderen führenden italienischen Politikern - wie Craxi, Martelli und La Malfa -
hervorrufen. Mit dem Straßburger Gipfel schloß sich die offizielle Position der
italienischen Regierung jedoch der EG-Linie an. Mitte Dezember stimmte die
Regierung einem Bericht von De Michelis zu, demnach eine akzeptable Lösung
der deutschen Frage die Berücksichtigung folgender Punkte verlange: 1. die
Respektierung von Helsinki; 2. die Respektierung des Willens der Bevölkerung
der DDR; 3. Einbindung in den gemeinschaftlichen Integrationsprozeß; 4. eine
Neuordnung der europäischen Gleichgewichte in einem Helsinki II-Abkommen.
Nachdem die deutsche Einigung voll und ganz akzeptiert war, verlegte sich die
Regierung in den folgenden Monaten verstärkt darauf, den exklusiven Charakter
der '2+4-Verhandlungen' aufzubrechen. Zumindest drängte man auf ein präven-
tives Konsultationsrecht für Italien. De Michelis insistierte auch wiederholt auf
der Notwendigkeit einer Zugehörigkeit des vereinten Deutschlands zur NATO,
wenngleich eine politische Transformation der Allianz befürwortet wurde. Nach
anfänglichen Divergenzen gab es bei den politischen Kräften in Italien hier eher
Unterschiede in der Tonart als in der Sache. Die PCI hat jedoch wiederholt
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gemahnt, den sowjetischen Sicherheitsbedürfnissen Rechnung zu tragen, um das
aktuelle Gleichgewicht im Kreml nicht zu gefährden.

Die deutsche Frage und allgemeiner die Veränderungen in Osteuropa haben
Interesse und auch Besorgnis auf wirtschaftlichem Gebiet hervorgerufen. Einer-
seits erklärten die wichtigsten Regierungs- und Wirtschaftsakteure, daß sie sich
von der erwarteten Öffnung neuer Märkte gute Handelschancen für die italieni-
sche Industrie erwarten, zusätzlich zu einer wahrscheinlich allgemeinen Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Gesamtkonjunktur. Andererseits besteht dennoch die
Furcht, daß besonders das große Deutschland von dieser Öffnung profitieren
werde und auch der italienisch-deutsche Handel künftig eine Verschlechterung
zuungusten Italiens erfahren werde. Zudem befürchtet man, daß die notwendige
Lenkung gewaltiger Finanzmassen nach Osten den unterentwickelten Regionen
der Gemeinschaft, wie dem Mezzogiorno, Ressourcen entziehen könnte12. Es
wird auch befürchtet, daß der Einigungsprozeß durch seine Auswirkungen auf
die deutsche Geldpolitik und damit auf den europäischen Markt schwerwiegende
Folgen für die italienische Bilanzpolitik haben wird, die durch die Währungsinte-
gration bereits schwer belastet ist.

Die Anpassung an die Währungsunion

Ais überzeugter Fürsprecher des Projekts der Wirtschafts- und Währungsunion
hat Italien im Januar 1990 einige wichtige Schritte unternommen, um sich den
im Delors-Plan vorgesehenen Phasen anzupassen. Am 5. Januar hat die Lira die
weitere Bandbreite des EWS (6%) verlassen und sich der engeren (2,25%)
eingefügt. Damit verband sich die Abwertung der eigenen zentralen Parität
gegenüber der Deutschen Mark um 4%. Weiter wurden die vorhandenen Be-
schränkungen des Kapitalverkehrs schrittweise beseitigt: zunächst bei den Devi-
senkonten für die Abwicklung des Außenhandels (8.1.1990); dann beim kurzfri-
stigen Handel mit Wertpapieren (20.1.1990) und schließlich die verbleibenden
Beschränkungen beim Kapitalexport und den internen Devisenvorräten
(26.4.1990). Nachdem Italien von einer für die Lira günstigen internationalen
Geldkonjunktur profitierte, konnte es so endgültig in den 'Club der stärkeren
Währungen' des EWS eintreten. Erfüllt wurden damit die Bedingungen für die
volle und uneingeschränkte Beteiligung am neuen Währungsregime, welches die
für Dezember 1990 einberufene Regierungskonferenz unter italienischer Präsi-
dentschaft entwerfen soll. Sowohl Schatzministerium als auch Banca d'Italia
befürworten eine gemeinsame Währungspolitik, d. h. ein auf deutlich festgelegten
Konzertationsprozeduren zwischen Zentralbanken und Regierungen basierendes
System, das dem Prinzip der gleichen Dignität der verschiedenen Währungen
verpflichtet ist. Dieser Weg steht in klarem Gegensatz sowohl zur Lösung der
Währungskonkurrenz, vorgeschlagen von Großbritannien, als auch zur Lösung
der 'Hegemonie-Währung', die - häufig implizit - von der Bundesbank favorisiert
wird13. Die englische Lösung ist aus italienischer Sicht zu schwach, denn ange-
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sichts der internen Fesseln wäre die Lira im Wettbewerb verloren; die deutsche
ist jedoch zu stark, denn mit einer so rigiden externen Fessel wie der Hegemonie
der Bundesbank könnten sich die öffentlichen Haushalte Italiens nicht mehr
genügend Anpassungen sozio-politischer Art erlauben. Die Entwicklung der
öffentlichen Finanzen Italiens in den letzten 12 Monaten zeigt im übrigen, wie
instabil die internen Bedingungen für eine risikolose Beteiligung Italiens an
einem sich zunehmend integrierenden monetären System oder gar an einer
Union noch sind: Das öffentliche Defizit beläuft sich noch auf über 13% des
BIP; die Einfrierung der Neuverschuldung (auf die Höhe des Schuldendienstes)
bis 1992, wiederholt von den letzten Regierungen in Aussicht gestellt, scheint
bereits jetzt unwahrscheinlich.

Die Sektoralpolitiken und die Herausforderung des Binnenmarktes

Außer der Dynamik der Währungsintegration stellt auch die Steuerharmonisie-
rung eine Reihe von Herausforderungen für Italien dar. Einige Kommissionsvor-
schläge 1989/90 hätten mehr oder weniger bedrohliche Auswirkungen für Italien
gehabt, etwa einen beträchtlichen Einnahmenverlust (im Falle der Reduzierung
des Steuersatzes auf Bankguthaben) und eine ausgeprägte Benachteiligung be-
stimmter nationaler Produktionszweige (im Falle der Steuern auf Alkohol).

Ein weiterer Problembereich sind die Außenhandelsbeziehungen angesichts der
Gemeinschaftsanstrengungen zur Liberalisierung der Importe. Die heikelste Frage
1989 war die Öffnung der europäischen Automobilmärkte für japanische Produ-
zenten. Hier wird die italienische Position, die eine graduelle Liberalisierung und
die Anrechnung auch der Produktion japanischer Firmen in der EG befürwortet,
von Frankreich und Spanien geteilt, gegenüber Großbritannien, der Bundesre-
publik Deutschland und den Niederlanden. Auch bei den Handelsbeziehungen
gab es in den vergangenen 12 Monaten eine scharfe Auseinandersetzung zwi-
schen dem italienischen Minister für Außenhandel Ruggiero und der Kommis-
sion anläßlich der US-Sanktionen als Erwiderung auf die Beschränkungen der
Gemeinschaft auf den Import amerikanischer Fleischwaren: Diese Sanktionen
bestraften in der Tat vor allem italienische Produzenten14. Italien verlangte von
der Kommission wiederholt, im Rahmen des GATT zu intervenieren und/oder
die italienischen Produzenten zu entschädigen, und hat kürzlich gedroht, die
Kommission vor dem EuGH wegen Nichterfüllung im Sinne von Art. 175 des
EWGV zu verklagen.

Ein bedeutsamer Schritt vorwärts wurde bei der Inkorporierung der EG-
Richtlinien in die nationale Gesetzgebung getan. In diesem Bereich hielt Italien
traurige Rekorde: Mehr als 200 Richtlinien warten auf ihre Anwendung; 46 vor
dem Gerichtshof anhängige Verfahren wegen Nichterfüllung; 39 noch nicht
vollzogene Verurteilungen und sogar 7 doppelte Verurteilungen. Innerhalb der
durch das sogenannte 'La Pergola-Gesetz' tiefgreifend modifizierten institutionel-
len Ordnung im Bereich der Europapolitik hat die Regierung dem Parlament im
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März 1990 das erste 'Gemeinschaftsgesetz' vorgelegt. Es enthält ein Paket von
Regelungen zur Erfüllung der Verpflichtungen, die aus der Mitgliedschaft in der
Gemeinschaft resultieren: Dank dieses Gesetzes finden nun 100 Richtlinien ihre
Anwendung; die Rückstände der letzten Jahre werden so verringert; Italien
erzielt somit eine größere Glaubwürdigkeit in bezug auf sein konkretes - und
nicht nur rhetorisches europäisches Engagement, gerade im Blick auf das Halb-
jahr der Präsidentschaft.

Die Vorbereitung der Präsidentschaft

Angesichts der wichtigen Ereignisse, die in der Gemeinschaft im zweiten Halbjahr
1990 anstehen, hat sich die Regierung verstärkt um eine sorgfältige Vorbereitung
der eigenen Präsidentschaft bemüht. Im Mittelpunkt steht dabei das Außenmini-
sterium, das ein Konsultationsnetz nicht nur mit der Troika' und den verschiede-
nen EG- und nationalen Institutionen, sondern auch mit zahlreichen Experten
außerhalb der Regierung aufbaute15. Im März 1990 hat Minister De Michelis
den Programmentwurf der italienischen Präsidentschaft offiziell vorgestellt. Allge-
mein-politisches Ziel ist die wirksame Bewältigung der mittelfristigen Aufgaben,
die sich der EG in den vier wichtigsten Bereichen stellen und die Italien aufein-
ander abstimmen will: die Vollendung des Binnenmarktes 1992; die politische
und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der EFTA und den osteuropäischen
Ländern; die europäische Sicherheitskooperation; und die deutsche Vereini-
gung16. Zu wünschen bleibt, daß das italienische Parteiensystem Regierungs-
stabilität und institutionelle Effizienz sicherstellen kann, die für das Anstreben
und umso mehr für die Erreichung dieses schwierigen Ziels unerläßlich sind.

Anmerkungen

Übersetzung aus dem Italienischen von Karin
Stoll, Forschungsgruppe Europa, Universität
Mainz.
1 Im Anschluß an den christdemokratischen

Parteitag im Februar verlor Ciriaco De Mita
den Parteivorsitz (auch wenn er natürlich
Ministerpräsident blieb). Sein Nachfolger
wurde Arnaldo Forlani.

2 Dokumentiert im Jahrbuch der Europäischen
Integration 1989/90, S. 434.

3 Im Senat gibt es bereits einen Ausschuß für
europäische Angelegenheiten. Die Idee
Andreottis war die, auch in der Kammer ei-
nen ad hoc-Ausschuß zu bilden, der in enger
Verbindung mit dem außenpolitischen Aus-
schuß und anderen befaßten Ausschüssen
zusammenarbeiten soll.

4 Italien war das einzige Gemeinschaftsland,
das rechtzeitig die föderalistische Initiative
aufgriff und ein spezielles Verfassungsgesetz
annahm (vgl. das Kapitel über Italien im
Jahrbuch 1988/89). Es sei auch daran erin-
nert, daß im November 1989 alle Fraktionen
der Abgeordnetenkammer einstimmig einen
Entwurf annahmen, der die Regierung auf-
fordert, ihren Verpflichtungen im Hinblick
auf die Ergebnisse des Referendums nachzu-
kommen.

5 Zur jüngeren Entwicklung italienischer
Außenpolitik vgl. LaPalombara, J.: Italian
Foreign Policy — Declining Immobility, in:
Relazioni Internazionali 7 (1989), S. 96-105.

6 Das Gesetz Nr. 39/1990 sieht eine Gültig-
keitserklärung für die illegal nach Italien
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eingereisten Arbeitskräfte vor und führt eine
jährliche Vorausschau der Einwanderungs-
ströme ein. Damit möchte die Regierung die
Anzahl der Nicht-EG-Arbeitskräfte bestim-
men, die Italien aufnehmen kann, je nach
Arbeitsmarktlage und Zustand der sozialen
Strukturen. Die Regierung präzisiert auch
die Aufteilung nach einzelnen Ländern. Die
Gewährung von Visa und Aufenthaltsgeneh-
migungen wird restriktiver gehandhabt.

7 Dieser Vorschlag muß während des Sommers
bei der Gemeinschaft und beim Gipfel der
Sieben formalisiert werden.

8 Dieses Programm sieht eine Intensivierung
der bilateralen Konsultationen auf politisch-
diplomatischem Gebiet vor sowie eine Reihe
konkreter Initiativen im Umwelt- (die Adria
betreffend) und Transportbereich (Bau der
Autobahn Fiume-Dubrovnik).

9 Zu den historischen Wurzeln der Viererini-
tiative vgl. E. Di Nolfo, The Mitteleuropean
Quadripartite, in: Relazioni Internazionali 9
(März 1990), S. 94-99.

10 Dieser schloß sich im Mai 1990 auch die
Tschechoslowakei an.

11 Vgl. das Interview mit Andreotti im Corriere
della Sera v. 26. 11. 1989.

12 Auf einem Kongreß in Palermo zum 'Mezzo-
giorno Europas' im März 1990 wurde der
Vorschlag formuliert, ein ad hoc-Gremium
der fünf südlichen EG-Länder zu bilden, um
Finanzmittel zur technischen Hilfe und Infra-

struktur in Verbindung mit der EIB zu orga-
nisieren.

13 Die unterschiedlichen Sichtweisen wurden bei
den Kolloquien in Bad Neuenahr im Okto-
ber, anläßlich der Eröffnung des 'Deutsch-
Italienischen Dialogs', evident. Zur italieni-
schen Kritik an der englischen Position vgl.
den Kommentar von Guido Carli im Corriere
della Sera v. 18. 1. 1990; zur Kritik der deut-
schen Position vgl. den Vortrag von Carlo A.
Ciampi, in: Ferrera, Maurizio/Regelsberger,
Elfriede (Hrsg.): L'Italia e la Repubblica
Federale di Germania: protagonisti dell'
integrazione europea, Atti del primo Foro di
Dialogo Italo-Tedesco. Bologna 1990.

14 In einem Brief De Michelis' an Delors im
März 1990 wird präzisiert, daß sich der
Schaden der italienischen Produzenten auf
ca. 40 Mio. Dollar beläuft, bei 96 Mio. für
die gesamte Gemeinschaft.

15 Nach einem Vorschlag des Wirtschaftswissen-
schaftlers Mario Monti im Corriere della
Sera im Herbst 1988 (vgl. Jahrbuch 1988/89)
hat die Regierung versprochen, im Frühjahr
1990 eine Arbeitsgruppe zu 'Italien und
1992' zu bilden, die einen Bericht mit dem
Titel 'Materiali per la preparazione al 1992'
erstellt hat (breite Auszüge bringt das
Dossier im Corriere della Sera v. 8. 6. 1990).

16 Vgl. das Interview mit De Michelis in der
Europa-Beilage des 'Sole-24 ore' y.
5. 4. 1990.
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